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Kurzbericht 

betreffend Koordination Umsetzung Bilaterale Verträge zu Handen der 70. ZRK 
vom 16. Mai 2002

A
Einsetzung einer Behördengruppe und Zielsetzung

Am 12. Dezember 2001 trafen sich unter dem Vorsitz von RR Robert Bisig die Regierungsmitglieder LA Martin Furrer, LA Werner Inderbitzin, RR Paul Huber, RR Maria Küchler, RR Beat Fuchs sowie die Sachverantwortlichen Peter Wiprächtiger (JGKD LU), Kurt Bucher (VD OW), Margrith Brechbühl (RD NW), Peter Kottmann (VD ZG) und Vital Zehnder, Sekretariat ZRK.

Die Arbeitsgruppe hat sich zum Ziel gesetzt, sich gegenseitig über das Verfahren und den Stand der Umsetzung der bilateralen Verträge in den einzelnen Kantonen zu orientieren und mögliche Koordinationsfelder der Umsetzung festzuhalten und das gemeinsame Vorgehen einzuleiten.

B
Ergebnisse der Sitzung der Behördengruppe

1.
Verfahren und Stand der Umsetzung in den Kantonen

Der Umsetzungsstand in den Kantonen ist sehr unterschiedlich, teilweise laufen die Abklärungen noch, teilweise sind grössere Bereiche bereits umgesetzt. Zuständig und insofern Ansprechpartner unter den Kantonen sind je die für ein Dossier zuständigen Direktionen. 

Ein Bedarf zur Koordination wurde allgemein in erster Linie beim Vollzug, weniger bei der Gesetzgebung gesehen.

2.
Einzelfragen der koordinierten Umsetzung

Die Behördengruppe hat sämtliche sieben Abkommen angesprochen und mögliche Koordinationsfelder diskutiert. 

Wo es die Behördengruppe als sinnvoll erachtet hat, gelangte sie mit Anregungen an bestehende Zusammenarbeitsorgane der Zentralschweiz, um die Zusammenarbeit / die Koordination zu sichern:

a)
Öffentliches Beschaffungswesen: Die Arbeitsgruppe hat die ZBDK angeregt, für die Kantone der Zentralschweiz gemeinsame Schwellenwerte gemäss IVöB zu erarbeiten. Falls aufgrund der IVöB weitere Ausführungsbestimmungen zu erlassen sind, sollen auch diese auf einander abgestimmt werden.


Gemäss Rückmeldung der Baudirektorenkonferenz hat die ZBDK die IVöB samt deren Schwellenwerten diskutiert. Man sei übereingekommen, dass die Zentralschweizer Kantone die Werte der IVöB übernehmen und auf die gemäss Konkordat möglichen kantonalen Abweichungen verzichten sollen. Ein weitere Koordination innerhalb der Zentralschweiz erachtet die ZBDK nicht als erforderlich. 

b)
Personenverkehr i.e.S.: Die Konferenz der Zentralschweizer Arbeitsämter ZKAA wurde angeregt, den Einführungserlass zum Entsendegesetz entweder gemeinsam oder durch eine Stelle für alle sechs Kantone zu erarbeiten und anschliessend gemeinsame Standards zu entwickeln. (Wie der Behördengruppe mitgeteilt wurde, prüfen die Kantone UR, NW und OW die Schaffung einer gemeinsamen tripartiten Kommission. Ob der Kreis auf weitere Kantone ausgedehnt werden könnte, blieb offen. Die Behördengruppe schloss dies nicht aus). 


Gemäss Rückmeldung der ZKAA standen im Zentrum ihrer Diskussion zwei Modelle:

· Die Kantone LU, SZ, ZG setzen je eine tripartite Kommission ein, UR/NW/OW eine gemeinsame. Diese vier Kommissionen wiederum setzen eine gemeinsame Vollzugsstelle ein. Damit könnten über eine grosse Region gleiche Rahmenbedingungen geschaffen werden, wobei die Aufgaben des gemeinsamen Inspektorates noch klar definiert werden müssten. Dieses Modell wurde begrüsst von den Amtsvorstehern SZ, UR, OW und NW (Der Kanton Luzern muss auf Departementsebene vorerst grundsätzliche Fragen klären, bevor er zu einem weiteren Vorgehen Stellung nehmen kann.)

· Die Grundidee Zug geht ebenfalls von den vier tripartiten Kommissionen aus. Diese bestehen aus 9 Personen plus Sekretär. Dieser wirkt nur beratend mit, ist aber der eigentliche Fachmann und bereitet die Geschäfte fachtechnisch auf. Die Kantone setzen zudem je nebenamtliche Vollzugsexperten für die Feldarbeit ein (Kontrolle, Tatbestände aufnehmen etc.). Gemeinsam unterzeichnen die ZRK-Kantone eine Verwaltungsvereinbarung zwecks Verfügbarkeit von Vollzugsexperten, derer Aus- und Weiterbildung und anderer zu koordinierender Rahmenbedingungen (Arbeitsbedingungen, Entlöhnung etc.). Die Arbeit der Experten wird direkt vom Einsatzkanton entschädigt. Auch sollen Aussagen über die Zusammenarbeit der Sekretäre gemacht werden.

Weiter hat die Arbeitsgruppe Recht der ZKAA den Auftrag erhalten, einen Einführungserlass zum Entsendegesetz zu erarbeiten und diesen den Kantonen zur Verfügung zu stellen. Die ZVDK hatte sich ebenfalls mit der Thematik auseinandergesetzt; Beschlüsse wurden keine gefasst. 

c)
Soziale Sicherheit: Die ZGDK wurde angeregt, betreffend Abklärung der Versicherungspflicht KVG für Personen mit Anknüpfungspunkt Zentralschweiz eine gemeinsame Lösung anzustreben.


Aufgrund der Anregung erarbeiteten das ZGDK-Sekretariat, die in NW zuständige AHV-Stelle und das ZRK-Sekretariat ein Diskussionspapier, das der ISA (Arbeitsausschuss Innerschweizer Sanitätsdirektorenkonferenz) unterbreitet wurde. Dabei gilt es insbesondere festzustellen, ob die einzelnen Kantone eine Positiv- oder Negativkontrolle durchführen, ob man sich auf ein einheitliches System einigen und die Aufgabe gemeinsam erfüllen könnte. 

Zu den weiteren Bereichen der Umsetzung der bilateralen Verträge hielt die Behördengruppe fest:

d)
Technische Handelshemmnisse: Das (beim Bund in Revision befindliche) Eichwesen hat nur indirekt mit den Bilateralen zu tun. Die Behördengruppe nahm dennoch zur Kenntnis, dass eine Zuger Arbeitsgruppe eine engere Zusammenarbeit mit Schwyz prüfe. Das Prüfergebnis soll allen Kantonen zugestellt werden, um allenfalls eine weitergehende Zusammenarbeit zu prüfen. 

e)
Agrarabkommen: Sofern die noch zu treffenden Abklärungen ergeben, dass die neuen notwendigen Kontrollen (Deklarationsvorschriften etc.) zu erheblichem Mehraufwand führen, ist umgehend die Koordination zu suchen. Die zuständigen Direktionen sollen das Geschäft im Auge behalten und nach Bedarf die Zusammenarbeit lancieren.

f)
Landverkehr: Die Behördengruppe konnten keinen weiteren gemeinsamen Handlungsbedarf als den bereits lancierten (Schwerverkehrskontrollen etc.) ausmachen.

g)
Informationsbedarf: Die Behördengruppe schloss gemeinsame Informationsanstrengungen zu Fragen der Umsetzung der bilateralen Verträge nicht aus. Diese haben von den für die Dossier zuständigen Stellen auszugehen (z.B. nahm sie zur Kenntnis, dass in Sachen Strassenverkehr in der Zentralschweizer Polizeischule eine gemeinsame Ausbildung stattfindet und gemeinsame Formulare erarbeitet werden). 

D
Weiteres Vorgehen

Einerseits sind die Direktionen der Kantone aufgerufen, bei der Durchführung / Umsetzung der bilateralen Verträge die gemeinsame Erfüllung in die Lösungssuche mit einzubeziehen. Anderseits trägt das ZRK-Sekretariat die noch laufenden Arbeiten zusammen und orientiert die Behördengruppe. Diese hat an ihrer ersten Sitzung vorbehalten, im laufenden Jahr eine weitere Sitzung zur Standortorientierung durchzuführen.

Im April 2002

Vital Zehnder
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